
 

  

S 31 AS 4133/20 ER

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 2
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 31 AS 4133/20 ER
Datum 28.10.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 AS 1737/20 B ER
Datum 17.12.2020
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Die Beschwerde der Antragsteller gegen den Beschluss des Sozialgerichts
Dortmund vom 28.10.2020 wird zurÃ¼ckgewiesen. Kosten sind auch fÃ¼r das
Beschwerdeverfahren nicht zu erstatten. Der Antrag auf Bewilligung von
Prozesskostenhilfe fÃ¼r das Beschwerdeverfahren wird abgelehnt.

GrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Beschwerde ist nicht begrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat dem auf einstweilige Verpflichtung des Antragsgegners zur
vorlÃ¤ufigen Bewilligung von Leistungen der Grundsicherung nach dem
Sozialgesetzbuch 2. Buch (SGB II) gerichteten Antrag jedenfalls im Ergebnis zu
Recht nicht entsprochen.

Nach Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) kann das Gericht der
Hauptsache auf Antrag eine einstweilige Anordnung zur Regelung eines
vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis treffen, wenn
eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile notwendig erscheint.
Der Erlass einer einstweiligen Anordnung setzt somit voraus, dass ein materieller
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Anspruch besteht, fÃ¼r den vorlÃ¤ufiger Rechtsschutz begehrt wird
(Anordnungsanspruch), und dass der Erlass einer gerichtlichen Entscheidung
besonders eilbedÃ¼rftig ist (Anordnungsgrund). EilbedÃ¼rftigkeit besteht, wenn
dem Betroffenen ohne eine schnelle Entscheidung eine erhebliche, Ã¼ber
Randbereiche hinausgehende Verletzung seiner Rechte unmittelbar droht, die durch
eine spÃ¤tere Entscheidung in der Hauptsache nicht mehr beseitigt werden kann
(vgl. BVerfG, Beschl. vom 12.05.2005 zum Az. 1 BvR 569/05, Rn. 23 bei juris).

Der geltend gemachte (Anordnungs-) Anspruch und die EilbedÃ¼rftigkeit sind
glaubhaft zu machen (Â§ 86b Abs. 2 Satz 4 SGG in Verbindung mit Â§Â§ 920 Abs. 2, 
294 Abs. 1 Zivilprozessordnung -ZPO-). DafÃ¼r ist erforderlich, aber auch
ausreichend, dass die tatsÃ¤chlichen Voraussetzungen von Anordnungsanspruch
und Anordnungsgrund zur Ã�berzeugung des erkennenden Gerichts mit
Ã¼berwiegender Wahrscheinlichkeit vorliegen (vgl. BSG, Beschl. vom 08.08.2001
â�� B 9 V 23/01, Rn. 5 bei juris).

Unter BerÃ¼cksichtigung der vorstehend aufgefÃ¼hrten RechtsgrundsÃ¤tze
mangelt es schon an der Glaubhaftmachung eines Anordnungsgrundes, so dass
eine gerichtliche Verpflichtung des Antragsgegners zur vorlÃ¤ufigen GewÃ¤hrung
von Grundsicherungsleistungen bereits aus diesem Grunde nicht zu ergehen hatte.
In einem Verfahren auf Erlass einer einstweiligen Anordnung beurteilt sich das
Vorliegen eines Anordnungsgrundes nach dem Zeitpunkt, in dem das Gericht Ã¼ber
den Eilantrag entscheidet; im Beschwerdeverfahren ist dies der Zeitpunkt der
Beschwerdeentscheidung. Dies folgt daraus, dass in dem Erfordernis eines
Anordnungsgrundes ein spezifisches Dringlichkeitselement enthalten ist, welches im
Grundsatz nur Wirkungen fÃ¼r die Zukunft entfalten kann. Das Abwarten einer
Entscheidung im Verfahren der Hauptsache Ã¼ber einen zurÃ¼ckliegenden
Zeitraum ist dem Rechtsschutzsuchenden deshalb in aller Regel zumutbar (so
Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 19.07.2017 â�� L 11 KR
170/17 B ER â�� Rn. 6 bei juris; Landessozialgericht Berlin-Brandenburg, Beschluss
vom 05.02.2008 â�� L 26 B 2321/07 AS ER â�� Rn. 9 f. bei juris; Bayerisches
Landessozialgericht, Beschluss vom 14.06.2005 â�� L 11 B 218/05 AS ER â�� Rn. 19
f bei juris; Frehse in Jansen, Sozialgerichtsgesetz, 4. Auflage 2012, Â§ 86b Rn. 101).

Es ist nichts dafÃ¼r ersichtlich, dass die Antragsteller gegenwÃ¤rtig zur
Vermeidung von erheblichen Nachteilen auf eine einstweilige Regelung des Gerichts
angewiesen sind, weil ihr Existenzminimum derzeit nicht sichergestellt ist und ein
Abwarten bis zu einer KlÃ¤rung von AnsprÃ¼chen in einem Hauptsacheverfahren
unzumutbar wÃ¤re. Nach ihren AusfÃ¼hrungen in der BeschwerdebegrÃ¼ndung
erhalten die Antragsteller seit dem 19.10.2020 Grundsicherungsleistungen aufgrund
der Aufnahme einer BeschÃ¤ftigung durch die Antragstellerin zu 1) am selben Tage.
Ihr derzeitiges Existenzminimum ist damit durch die vor etwa zwei Monaten erfolgte
Leistungsbewilligung (gegebenenfalls i.V.m. dem aus der TÃ¤tigkeit erzielten
Einkommen und dem Kindergeld) gesichert. Es wurde von den Antragstellern nicht
geltend und damit erst Recht nicht glaubhaft gemacht, dass zur Vermeidung von
gegenwÃ¤rtigen erheblichen Nachteilen noch eine vorlÃ¤ufige Regelung Ã¼ber
LeistungsansprÃ¼che bis zu diesem in der Vergangenheit liegenden Zeitpunkt
erforderlich ist. Dies gilt auch deshalb, weil nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung
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des Senats im Regelfall in Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes Leistungen
frÃ¼hestens mit der Anbringung dieses Antrages bei Gericht zugesprochen werden
kÃ¶nnen, weshalb hier nur der Zeitraum vom 23.09.2020 bis zum 18.10.2020
betroffen ist. FÃ¼r diesen fehlt es aber an jeglichen Hinweisen fÃ¼r das Erfordernis
einer einstweiligen Regelung zum gegenwÃ¤rtigen Zeitpunkt.

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von Â§ 193
SGG.

Mangels Erfolgsaussichten war der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe
(PKH) fÃ¼r das Beschwerdeverfahren abzulehnen, Â§ 73a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m 
Â§ 114 Satz 1 ZPO.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (Â§ 177 SGG). RegierungsbeschÃ¤ftigter
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